
Der 17. Dezember 2004 war ein schwarzer
Tag für die Europäische Union und die
Europäische Idee. Obwohl die vorliegenden
Fakten deutlich aufzeigen, dass die Türkei
die politischen Kriterien für die Aufnahme
von Beitrittsverhandlungen nicht erfüllt

und auch die EU auf absehbare Zeit nicht
fähig ist, ohne selbst Schaden zu nehmen,
ein Land wie die Türkei aufzunehmen, gab
der Europäische Rat grünes Licht für die
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen. Er
hat dabei so wie in Helsinki und Kopen -
hagen über die Köpfe der Bürger hinweg
entschieden, die mit überwiegender Mehr -
heit in den meisten Ländern einen türki-
schen EU-Beitritt ablehnen.

Der Europäische Rat hat sich in Brüssel auf
einen Verhandlungsrahmen geeinigt, der ei ner
vielfältigen Interpretation je nach eigenem
Standpunkt offen ist. Während die Tür kei  lob -
by in der EU den Weg frei für die Auf nahme
der Türkei sieht, vertreten die Türkei skepti -
ker die Ansicht, dass die vorgesehenen Kau -
te len ausreichend sein dürften, eine Hoch zeit
nach der erfolgten Verlobung zu verhindern.

Die für die EU existentielle Grundsatzfrage,
nämlich die Frage ob die Führungselite der
EU noch gewillt ist, das Ziel einer echten,
immer engeren Einigung der europäischen
Staaten und Völker im Sinne der Vision der
Gründungsväter weiter zu verfolgen oder
nicht, wurde auch diesmal aus der Dis -
kussion verdrängt. Die Finalität der EU
muss endlich offen in den europäischen
Institutionen, aber auch mit den Bürgern
der Union diskutiert werden, wenn man
nicht endgültig das bereits schwer ange-
schlagene Vertrauen der europäischen
Bürger verlieren will. Da mit der Türkei
auch über die Zukunft der EU entschieden
wird, ist es richtig, das Volk entscheiden zu
lassen, doch dürfte eine solche Entschei -
dung, wenn man den Bürger ernst nimmt,
nicht auf unbestimmte Zeit vertagt werden.
Dies wäre auch fair gegenüber der Türkei!

Obwohl die Frage der Aufnahme der
Türkei in die EU primär eine Frage der
europäischen „Innenpolitik“, nämlich die
Frage nach der weiteren Entwick lung und
der Zukunft der EU ist, stehen bei den
Beratungen auf europäischer Ebene
außen- und sicherheitspolitische Überle-
gungen im Vordergrund.

Das zentrale Argument der Befürworter
der Aufnahme der Türkei in die EU ist,
dass eine Erweiterung der EU in den
Nahen und Mittleren Osten die Stellung
der EU in diesem strategisch wichtigen
Raum stärken und eine Mitgliedschaft der
Türkei für die Union in sicherheitspoliti-
scher und strategischer Hinsicht beachtli-
che Vorteile brächte. Die Union bekäme
durch die Türkei einen strategisch wichti-
gen Vorposten im Nahen und Mittleren
Osten und die türkische Armee, die zah-
lenmäßig zweitgrößte Ar mee der NATO,
würde auch das sicher  heitspolitische und
militärische Gewicht der EU heben.

Damit wäre die EU ein wichtiger und stär-
kerer globaler Akteur. Nach den Wor ten
des deutschen Außenministers Joschka
Fischer würde damit ein neues „strategi-
sches Europa“ mit globalen Aufgaben und
globaler Handlungs fähigkeit entstehen.

Diese Argumentation ist völlig verfehlt.
Das Gegenteil ist der Fall.

Geostrategische Aspekte 

Die Türkei ist weniger ein Land an der
europäischen Peripherie als vielmehr ein
Land mit einer geopolitischen und geo-
strategischen Schlüsselrolle im Be reich
Naher Osten beziehungsweise Grea ter
Middle East. Durch die Mit glied schaft in
der EU würde diese gemein same Grenzen
mit den Kaukasus repub liken Armenien
und Aserbaidschan, mit dem Iran, dem
Irak und Syrien erhalten. Die EU würde
damit zu einer Front staa ten situation in der

größten Problem re gion der Welt kommen.
Das Vorrücken der Grenzen der Union bis
in die große Krisenregion des Nahen und
Mittleren Ostens bedeutet ein erhöhtes
Risiko, in Konflikte involviert zu werden.
Gemäß NATO-Analysen liegen 19 der 21
potentiell gefährlichsten Konfliktherde der
Welt im unmittelbaren strategischen Um  -
feld der Türkei.

Eine strategische Ausdehnung der Union
in den Mittleren Osten bringt das „eherne
geopolitische Gesetz“, dass derjenige, der
einen Raum beherrscht, auch die mit die-
sem Raum verhafteten Prob leme erbt, zum
Tragen.

Das Verhältnis Türkei-Armenien ist noch
immer vom – von Ankara bis heute nicht
anerkannten – Völkermord von 1915/16
überschattet, bei dem über eine Million
Armenier den Tod fanden. Von türkischer
Seite ist man nach wie vor nicht bereit, die
Verantwortung für den Ge no zid zu über-
nehmen, sondern versucht weiterhin, den
Armeniern Massaker und Völkermord in
die Schuhe zu schieben. Zwischen der
Türkei und dem heutigen Armenien beste-
hen keine diplomatischen Beziehungen.

Die Beziehungen zu Aserbaidschan und
Georgien sind gut, wobei die Türkei ver -
sucht, ihren Einfluss als Regional macht in
diesen Ländern zu stärken. Die Türkei
steht damit unweigerlich in einem „natür-
lichen“ Konkurrenzver hält nis zu Russland,
das in diesem Raum historisch-traditionel-
le Interessen hat und verfolgt. Diese
Situation wird zunehmend zu größerer
Rivalität führen. Im Verhältnis zum Iran
treffen zwei divergierende islamische
Welten aufeinander: hier die sich zumin-
dest offiziell laizistisch definierende sunni-
tische Türkei und dort der schiitische
Gottesstaat Iran.

Auch die Beziehungen zu Syrien sind
schwierig und problembeladen. Wie die
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Wes Geistes Kind der Aufdränger aus
Anka ra ist, lässt sich nicht nur an
einer politischen Aufdringlichkeit
erkennen, sondern auch an entlar-
venden Worten. Indem er sich auf das
Prinzip Einheit in Vielfalt – be zeich -
nenderweise in dem deutschen Bou -
le vard-Blatt „Bild“ (also Millio nen -
fach) – be zieht, be gibt sich der Türke
auf eine moralische Plattform, die
man in seinem politisch rückständi-
gen, jedenfalls unreifen Her kunfts -
land – siehe Kurden oder Chris  ten –
vergeblich sucht.

Originalton Erdogan: „Wenn die EU
ihre 'Identität' auf das Christentum
beschränken würde – was ich für
falsch hielte –“, wäre „ein solches
Verhalten der Integration ab träg lich“
oder könnte sogar das Gegen teil
bewirken. Noch nicht drinnen und
schon ein weiterer Beweis verblende-
ter Arro ganz, unangemessener Schul -
meisterei und eines totalen Un -
verständnisses für die politische
Kultur, wie sie die Union bisher aus-
zeichnet.

Während dem anmaßenden Türken
eine Mehrheit der Staats- und
Regierungschefs der EU geradezu
hilflos gegenüber steht, drängt sich
diese Frage auf: Hätte ein Charles de
Gaulle Konrad Adenauer derart
abgekanzelt? Unvorstellbar, undenk-
bar. Wie die anderen Träger des
Integrations gedan kens als friedferti-
ge Lehre aus Geschichte und Chaos
verband sie jene europäische Ge -
sinnung und zivilisatorische Wider -
stands kraft, die manchem der heuti-
gen Akteure offenkundig abgeht.

Wenn schon die Ja-Sager von Brüssel
Stand festigkeit, Ideentreue und käm -
pfe risches Selbstbewusstsein im Fall
Türkei mehrheitlich vermissen las-
sen, bleibt ein Trost: Das Volk zeigt
mehr Spürsinn für die Möglich keiten
aber auch die Gefahren als mancher
verunsicherter VIP oder abgehobene
Rou tinier, der an nichts anderes
denkt als an seine Wiederwahl. Diese
ist nach dem türkischen Fehltritt lan-
dauf, landab immerhin zweifelhaft
geworden. Kurz sichtigkeit und Käuf -
lichkeit werden sich rächen. Auch für
die Türkei. Und Geschichte kennt kein
Erbarmen.

Erdogans Europa

meisten arabischen Staaten, betrachtet
auch Syrien die Türkei zurückhaltend und
ein wenig verdächtig. Die Nutzung der
Flüsse Euphrat und Tigris verursacht ernst-
hafte Probleme sowohl im Verhältnis zu
Syrien als auch zum Irak. Die enge politi-
sche und militärische Zusammenarbeit
Tür kei und Israel belastet zweifellos die
Beziehungen zu den arabischen Nach -
barstaaten und zur arabischen Welt und
bestärkt die arabischen Staaten in ihrer
historisch bedingten negativen Grundein -
stellung gegenüber dem Nachfolgestaat
des Osmanischen Reiches. Im Verhältnis
zum Irak besteht durch die nicht gelöste
Kurdenfrage ein gewaltiges Konflikt poten -
tial, das durchaus zu kriegerischen Aus -
einandersetzungen führen könnte.

Die EU als Teil
des Nahostproblems

Die Union als Ganzes würde durch die
Mitgliedschaft der Türkei zweifellos stär-
ker in die Nahostprobleme und die ande-
ren Probleme des Mittleren Ostens hinein-
gezogen. Die Türkei ist durch die strategi-
sche Partnerschaft mit Israel beziehung-
weise das strategische Dreiecksverhältnis
USA-Türkei-Israel nicht nur ein Akteur im
Nahen Osten, sondern auch in die Nah -
ostprobleme direkt und indirekt involviert.
Die Türkei kann sich aus den regionalen
Problemen nicht verabschieden und wird
in der Region primär ihre nationalen Inter -
essen verfolgen. Die Union würde durch
die Mitgliedschaft der Türkei daher nicht
nur den von ihr verfolgten Status eines
objektiven Vermittlers im Nahen Osten
ver lieren, sondern selbst ein Teil der Nah -
ostprobleme werden.

Fehlende strategische
Aktionsmittel

Da die ESVP noch in ihrem Entwicklungs -
stadium ist und der EU die erforderlichen
strategischen militärischen Mittel nicht
ausreichend zur Verfügung stehen, fehlen
derzeit ausreichende europäische Aktions -
mittel zur Krisenbeherrschung dieses
schwie rigen sicherheitspolitischen Umfel -
des. Die EU tut sich heute noch schwer
mit Krisenmanagement im Bereich Süd -
osteuropa. Sie ist auf Krisen- und Konflikt -
management im Bereich Naher und Mitt -
lerer Osten keineswegs vorbereitet und sie
hat – ganz abgesehen von den militäri-
schen Interventionsfähigkeiten als Vor -
aussetzung – auch noch keine politische
Basis zur Lösung der Probleme in dieser
großen Krisenregion erarbeitet. Gerade
diesbezüglich wäre es vordringlich, ge -
samt europäische Interessen zu entwi -
ckeln, die einzelstaatlichen beziehungs-
weise nationalen Interessen übergeordnet
sind. Genau das wird aber durch die
Mitgliedschaft der Türkei, die selbstver-

ständlich aufgrund der Lage in der Region
ganz vitale eigene Interessen hat und auch
verfolgen muss, völlig unmöglich. Die
Türkei wird vielmehr logisch und gerade-
zu zwangsläufig versuchen, die EU bezie-
hungsweise deren Mitglieder zur Lösung
der Probleme in ihrem Interesse zu instru-
mentalisieren.

Von der Türkei ist auch kaum ein echt
sub stantieller Beitrag zur militärischen
Interventionsfähigkeit der EU zu erwarten.
Das große Militär der Türkei ist in weit
höherem Maße veraltet, als das der euro -
päischen Länder und die Mittel, die den
Euro päern militärisch fehlen, hat die Tür -
kei erst recht nicht.

Kurdenfrage

Auch die Unfähigkeit der Türkei, Min der -
heiten zu achten und mit ethnischen und
kulturellen Minderheiten, wie der kurdi-
schen, im Sinne kollektiver Rechte umzu-
gehen, sowie  die mangelnde Bereitschaft,
die Staatsdoktrin des türkischen Nationa -
lismus zu überwinden, hat zur Folge, dass
die Türkei in der Region in Zukunft keine
vermittelnde, sondern eine reine inter -
essens orientierte Position und Politik ein-
nehmen wird. Mit der Aufnahme der Tür -
kei in die EU würde auch das politisch
ungelöste Kurdenproblem zu einem inter-
nen Prob lem der Europäischen Union, mit
einem sehr hohen internationalen Kon -
flikt poten tial werden.

Die Türkei -
Energietransitland

Die geographische Nähe der Türkei zu
wichtigen Erdölvorkommen und die Rolle
der Türkei als Transitland für Erdöl und
Erdgas wird als ein wesentliches Argu -
ment für die Aufnahme der Türkei in die
EU benutzt. Der Bau von Pipelines durch
die Türkei zum Mittelmeer hat allerdings
primär keine europäische Dimension, son-
dern verfolgt primär amerikanische Ziele
und hat eine globale Dimension. Eine Mit -
gliedschaft der Türkei wird die Realsie -
rung von Pipeline-Projekten kaum echt
be einflussen. Die Türkei liegt zwar aus
geo graphischen Gründen am Drehkreuz
wichtiger Energiezulieferer, doch es gibt
günstigere Routen – sowohl hinsichtlich
der Nähe zu den europäischen Ver brauchs -
zentren, als auch hinsichtlich der Kosten –
um Europa in Zukunft ausreichend mit
Energie zu versorgen.

Türkei – Terrorismus-
risiko und internationale
Kriminalität 

Hinsichtlich der inneren Situation der
Türkei ist sicherheitspolitisch von Rele -
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Die Aufnahme von Verhandlungen der EU
mit der Türkei, die in einem Beitritt dieses
nicht-europäischen Landes in die EU mün-
den würde, brächte jene Zeitbombe zur
Explosion, die mit der Zuerkennung des
Kandidatenstatus im Jahr 1999 gelegt wor-
den sei. Diese Meinung vertrat der frü here
französische Europaminister Alain Lama -
ssoure vor dem 8. Europaforum des Öster-
reichischen Instituts für Europäische
Sicherheitspolitik (ÖIES). Lamassoure, der -
zeit Mitglied des Europäischen Parla ments,
sieht durch die Aufnahme von Beitritts -
verhandlungen mit der Türkei die Zu stim -
mung der Bevölkerung zur EU-Verfassung
gefährdet. „Weil viele gegen eine EU-
Mitgliedschaft der Türkei eingestellt sind,
könnten sie  „nein“ zur Europa-Verfassung
sagen.“ Dies komme einer europäischen
Tragödie gleich.

Das Eröffnungsreferat des Europaforums,
das in der Diplomatischen Akademie Wien
am 25. und 26. November 2004 stattfand,
hielt der politische Direktor des Öster-
reichischen Außenministeriums Bot schaf -
ter Dr. Thomas Mayr-Harting. Die öster-
reichische Diplomatie habe zwar seit
Jahren Für und Wider der Türkei-Proble -
matik abgewogen, die Entschei dung liege
jedoch bei der Politik.

Für em. Univ.Prof. Dr. Heinrich Schneider
von der Universität Wien gefährdet schon
allein die Aufnahme von Beitritts verhand -
lungen die europäische Identität der EU.
Die Grundlagen der europäischen Integra -
tion sind laut Schneider ernsthaft in Frage
gestellt.

Der frühere Ständige Vertreter Österreichs
bei der EU, Botschafter Dr. Manfred Scheich,
sieht die Funktionsfähigkeit der Gemein -
schaft, die ohnedies latent gefährdet sei, in
Frage gestellt. Durch einen Türkei-Beitritt
würden die Probleme der Entscheidungs -
fähigkeit der EU potenziert. Ex handle sich
dann um einen „Quantensprung zu sätz -
licher Heterogenität in der EU“. 

Das Kräftegleichgewicht um die innere
Substanz der Gemeinschaft sieht auch
Prof. Franco Algieri durch einen Voll bei -
tritt der Türkei zutiefst erschüttert. 

Für eine privilegierte Partnerschaft als ver-
antwortbare Alternative zur türkischen
Vollmitgliedschaft setzte sich der bayrische
Staatsminister für Europaangelegenheiten
Eberhard Sinner ein.

Für Prof. Wolfgang Quaisser vom Osteu -
ropa-Institut München hat die EU ihre
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wirtschaftliche Leistungs- und Aufnahme -
fähigkeit bereits erreicht.

Die Türkei bringt der EU keinen Sicher -
heitsgewinn, erläuterte Sektionschef Prof.
DDr. Erich Reiter vom Bundesministerium
für Landesverteidigung. Er warnte vor fal -
schen Perspektiven und Argumentationen.

Prof. Lothar Rühl von der Universität Köln
sieht die Türkei zwar als strategischen
Partner in der NATO, nicht jedoch in der
EU. Selbst nach europäischen Maßstäben
habe die türkische Armee eine Moderni -
sie rung dringend nötig, sie sei daher mili -
tärisch nur von begrenztem Wert und
nicht mehr unbedingt einsatzfähig.

Senator Wim van Eekelen, der frühere
Generalsekretär der Westeuropäischen

Union, plädierte für die Einbeziehung der
Türkei – in welcher Form auch immer.

Unter dem Titel „Welche Union wollen
wir?“ befassten sich sachverständige Ver -
treter der vier österreichischen Parla -
ments parteien mit der Zukunft der EU.
Univ. Prof. Dr. Reinhard Rack, Mitglied des
Europäischen Paraments, sieht den Reife -
prozess der EU noch nicht weit und stabil
genug gediehen. Der SPÖ-Abgeordnete
Dr. Caspar Einem setzt sich im Gegensatz
zur seiner Parteiführung für Beitritts -
verhand lungen mit der Türkei ein. Der
FPÖ-Klub obmann Herbert Scheibner mel-
dete er heb liche prinzipielle und prakti-
sche Beden ken an, während der grüne
Nationalrats ab geordnete Dr. Peter Pilz
eine gewisse Sym pathie für die Türkei
erkennen ließ.

Der Präsident des ÖIES, der National rats-
abgeordnete Dr. Werner Fasslabend, sah mit
dem 8. Europaforum die ganze Spann weite
der Türkei-Problematik herausgearbeitet. 

Für ihn geht es auch um einen gesamteu-
ropäischen Bewusstseinsprozess, in dem
Ziele, Definitionen und das Verständnis
der Bürger, wie mit dem Europa-Forum
geschehen, zu gestalten sind.

Staatsminister Eberhard Sinner

Sicherheitspolitisches Panel

EU: Türkei – Explosion einer Zeitbombe
ÖIES-Europaforum 2004

Prof. Klaus Emmerich

MEP Alain Lamassoure



Ausgabe 4/04

vanz, dass die Türkei ein Staat mit beson-
ders hohem Terrorismusrisiko ist und dass
die türkische Gesellschaft keineswegs frei
von fundamentalistischem Gedankengut
ist, so wie das oft glaubhaft gemacht wer-
den soll. Vielmehr ist der Kemalismus ein-
deutig im Rückzug und die Regierung
einer islamistischen Partei Tatsache. Ter ro -
risten können deshalb durchaus mit einem
gewissen Maß an Unterstützung in der tür-
kischen Gesellschaft rechnen und in einer
von Freizügigkeit gekennzeichneten EU
wird dies auch zweifellos zu einer Er hö -
hung des bereits vorhandenen Terroris -
mus risikos in anderen europäischen
Ländern führen.

Dasselbe gilt für die Rolle der Türkei als
Transitland für Rauschgiftschmuggel. Wei -
ters ist festzuhalten, dass es ernsthafte
Hin weise gibt, wonach die Türkei eine
Schlüsselrolle beim Schmuggel von Nuk -
learmaterial einnimmt. In einem von Kor -
ruption geprägten Staat ist nicht erwartbar,

dass solche Missstände bald und einfach
abgestellt werden. Deshalb ist auch hin-
sichtlich der Bekämpfung im Bereich
neuer Bedrohungen durch den Türkei-
Beitritt eher mit einer Verschlechterung
der europäischen Situation zu rechnen.

Conclusio

Die Analyse zeigt deutlich, dass es aus
sicherheitspolitischer und strategischer
Sicht kaum überzeugende Argumente für
die Aufnahme der Türkei in die EU gibt,
aber viel Substantielles, das gegen den
Beitritt spricht.

Die Aufnahme der Türkei in die EU bräch-
te für die Union weder sicherheitspolitisch
noch militärisch einen Sicherheitsgewinn.
Das Vorrücken der Grenzen der Union in
den Nahen und Mittleren Osten wäre viel-
mehr für die EU eine eindeutige strategi-
sche und sicherheitspolitische Überdeh-

nung mit zahlreichen
von der EU derzeit
kaum bewältigbaren

Sicherheitsrisiken. Mittelfristig würde eine
solche Politik auch zu einer Rivalität mit
anderen wichtigen Akteuren in der Re gion,
z.B. Russland, füh ren. Richtung Türkei
gibt es seitens der EU auch keinen sicher-
heitspolitischen Hand lungs bedarf, denn
die Sicherheit der Tür kei ist bereits durch
die NATO-Mitglied schaft abgesichert.

Hingegen besteht für die EU sowohl am
Balkan als auch in Osteuropa ein echter
sicherheitspolitischer Handlungsbedarf. Die
Union sollte daher der Stabilisierung der
unmittelbaren europäischen Nach barn, den
Staaten Südosteuropas, Priorität einräumen.
Wenn die EU sich entschließt, ein euro-
asiatisches Land aufzunehmen, darf sie
einem strategisch wichtigen und eindeutig
europäischen Staat wie der Ukraine eine
Aufnahme in die Union nicht verwehren.

Es wäre an der Zeit, dass sich die EU ihre
politische und sicherheitspolitische Agen -
da nicht von außen bestimmen lässt, son-
dern beginnt, in ihrem eigenen Interessen
sowie im Interesse der Bürger der Union
politisch zu handeln.

4

Fortsetzung von Seite 2

D
o
k
u
m

en
ta

ti
o
n

Einzelpreis: € 1,10

Medieninhaber, Herausgeber und Offenlegung: 
Österreichisches Institut für Europäische Sicherheitspolitik A-2346 Ma. Enzersdorf-Südstadt, Erlaufstr. 7/1
Verantwortlich: Dr. Erich Hochleitner, Direktor des ÖIES. Der Newsletter erscheint perio disch und
dient der unabhängigen Sachinformation über Fragen der europäischen Sicherheit.
Produktion: Studio Oranje Werbegrafik GmbH, 2371 Hinterbrühl
02Z033477M  P.b.b.  Erscheinungsort Maria EnzersdorfVerlagspostamt A-2346 Maria Enzersdorf/Südstadt

Konflikte und Konfliktpotenzial in und um die Türkei


